
Tdq Inhalt Seite 

29. 10.75 V<'ri)i(lnutK{ iilx'r die M('l(lunq der Bosländo an Erdöl und Erdölerzeugnissen. 2703 

29.10.75 Zw('it(' Vcroi(Inuny zur Änderung der Gleichstellungsverordnung . 2706 

29.10.75 DreizehnOr V(uordin.iny zur .Änderung der Pflanzenbeschauverordnung . 2707 

702 :}-! 

30.10.75 Verordnung über fnhüll, Form und Frist der Meldungen sowie das Mcldeverfahren für 
di(^ Krankenv(‘rsif'ln'rung der Studenten (Meldoverordnung für die Krankenversicherung 

d('r Slnd('nt(m KVSMV) . 2709 

30.10.75 Vc'rordnung iilxu d(‘n Nachweis, die Zahlung und die Abrechnung des Bundesziischusses 
nach § 8 Ahs. 2 dos Gesetzes über die Krankenversicherung der Studenten (Bundes- 
zuschnfivx'i'ordnung für privalversicherte Studenten - BZV) . 2717 


Verordnung 

über die Meldung der Bestände an Erdöl und Erdölerzeugnissen 
Vom 29. Oktober 1975 


Auf Grund des § 10 Abs. 4 der Neufassung des 
Gesetzes über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 
vom 4. September 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 2471) 
wird verordnet: 

§ 1 

(1) In der Meldung nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 dos Ge¬ 
setzes sind cinzugeben 

1. die Bestände an den in § 1 des Gesetzes genann¬ 
ten Erdölerzeugnissen und Erzeugnisgruppen, 

2. die Bestände an 

a) einge führ lern Erdöl, 

b) HalbfertigerzGugnissen, die als aus eingeführ¬ 
tem Erdöl und eingeführten Halbfertigerzeug¬ 
nissen hergestellt gelten, 

c) c i n g e f ü h r l e n H a 1 b f e r t i g e r z e u g n i s s e n, 

d) im Inland erworbenen Flalbfertigerzeugnissen 
aus eingeführtem Erdöl und eingeführten 
Halb i er I. i g e r z e i ig n i s s e n, 

e) deutschem Erdöl, 

f) Halbfertigerzeugriissen, die als aus deutschem 
Erdöl und deutschen HaJbferligerzeugnissen 
her ge stellt gelten, 


g) im Inland erworbenen Halbfertigerzeugnissen 
aus deutschem Erdöl oder unbekannten Ur¬ 
sprungs, 

3. die in Nummer 2 Buchstaben a bis d bezeichneten 
Bestände, die nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes auf 
die einzelnen Erzeugnisgruppen angerechriet wer¬ 
den können, 

4. die bei jeder Erzeugnisgruppe insgesamt gehalte¬ 
nen Bestände, 

(2) Der Meldung nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 des Ge¬ 
setzes ist ein Verzeichnis der Lager beizufügen, in 
denen sich die gemeldeten Bestände befunden 
haben. Das Verzeichnis hat für jedes Lager zu ent¬ 
halten 

1. die genaue Bezeichnung seiner örtlichen Lage, 

2. Name und Anschrift des unmittelbaren Besitzers 
der Bestände, 

3. die Angabe, welches der in § 6 des Gesetzes be.- 
zeichneten Besitzverhältnisse an den Beständen 
vorliegt; im Falle des § 6 Abs. 2 des Gesetzes ist 
ferner die Menge anzugeben, über die die ande¬ 
ren Mitbesitzer nicht ohne Zustimmung oder Mit¬ 
wirkung des Meldenden verfügen können, 
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4. Angaben über Art und Menge der Bestände, so¬ 
fern ein Fall des § 6 Abs. 1 Nr. 3 oder des § 6 
Abs. 3 des Gesetzes vorliegt, 

5. Angaben über Art und Menge der Bestände, die 
sich in einem anderen Mitgliedstaat der Euro¬ 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft befunden 
haben. 

In das Verzeichnis, das der Meldung für das zweite 
bis vierte Kalendervierteljahr beigefügt wird, brau¬ 
chen die in Satz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Angaben 
nur aufgenornnien zu werden, wenn eine Änderung 
gegenüber der Meldung für das erste Kalendervier- 
teljahr eingetreten ist. 

(3) Bei Beständen an Bord eines See.schiffes ist an 
Stelle der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeich¬ 
neten Angaben der Name des Schiffes und des 
Hafens aufzunehmen sowie anzugeben, an welchem 
Monatsende die Bestände als Vorrat gemeldet wer¬ 
den. Jedes Seeschiff gilt als ein Lager. 

(4) Bei Beständen, an Bord eines Binnenschiffes 
sind an Stelle der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 
bezeichneten Angaben der Name des Schiffes, Ab¬ 
gangs- und Bestimmungshafen sowie Lade- und 
Löschdaten anzugeben. .Jedes Binnenschiff gilt als 
ein Lager. 

(5) Bei unterirdisch gelagerten Beständen ist der 
Zeitraum anzugeben, innerhalb dessen die Vorräte 
dem Verbrauch zugeführt werden können {§ 9 des 
Gesetzes). 

(6) Die Meldung ist bis zum Ablauf des Monats zu 
erstatten, der dem Kalendervierteljahr folgt, auf das 
sie sich bezieht. 

§ 2 

(1) In der Meldung nach § 10 Abs. 2 des Gesetzes 
ist für jede Erzeugnisgruppe anzugeben 

1. die Menge der 

a) eingeführten Erzeugnisse, 

b) Erzeugnisse, die als aus eingeführtem Erdöl 
und eingeführten Halbfertigerzeugnissen her¬ 
gestellt gelten, 

c) Erzeugnisse, die als aus deutschem Erdöl und 
deutschen Halbfertigerzeugnissen hergestellt 
gelten, 

d) ausgeführten oder an ausländische Streit¬ 
kräfte gelieferten Erzeugnisse, 

e) zum Bebunkern von Seeschiffen verwendeten 
Erzeugnisse, 

f) als Betriebsstoff zur Aufrechterhaltung des 
Herstellungsbetriebes im Sinne des § 3 des 
Mineralölsteuergesetzes verwendeten Erzeug¬ 
nisse, 

2. die Freimenge nach § 2 Abs. 6 des Gesetzes, 

3. die Berechnung der als Einführer und Hersteller 
von Erdölerzeugnissen zu haltenden Vorratsmen¬ 
gen. 


(2) Als Gesamtverarbeitungsschlüssel sind anzu¬ 
geben 

1. die bei der Erdölverarbeitung eingesetzten Men¬ 
gen 

a) eingeführten Erdöls, 

b) eingeführter Halbfertigerzeugnisse, 

c) deutschen Erdöls, 

d) Halbfertigerzeugnisse aus deutschem Erdöl 

sowie der Anteil von eingeführtem Erdöl und ein¬ 
geführten Halbfertigerzeugnissen an der Summe 
dieser Mengen, 

2. die bei der Verarbeitung von Erdöl und Halbfer¬ 
tigerzeugnissen 

a) angefallenen absatzbereiten Mengen an Erdöl¬ 
erzeugnissen, aufgegliedert nach den in § 1 des 
Gesetzes genannten Erzeugnisgruppen und 
sonstigen Erzeugnissen, 

b) angefallenen und für den Eigenverbrauch ver¬ 
wendeten Mengen, 

c) eingetretenen Verarbeitungsverluste 

sowie ihre Anteile an der Summe aller eingesetz¬ 
ten Mengen. Wahlweise können die unter Buch¬ 
staben a bis c genannten Mengen, aufgeteilt nach 
Herstellung aus Erdöl und Herstellung aus Flalb- 
fertigerzeugnissen, gemeldet und ihre Anteile 
an dem eingesetzten Erdöl und den eingesetzten 
Halbfertigerzeugnissen getrennt errechnet wer¬ 
den. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist durch eine 
gesonderte Erklärung zu bestätigen, daß die Vor¬ 
schriften des § 2 Abs. 6 des Gesetzes berücksichtigt 
wurden. 

(4) Einführer, die ihre Vorratspflicht nach § 16 
Abs. 2 des Gesetzes berechnen, haben in einer ge¬ 
sonderten Erklärung ihre Unabhängigkeit zu bestäti¬ 
gen. 

§ 3 

(1) Die Meldung nach § 10 Abs. 3 des Gesetzes 
hat die in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 bezeichneten An¬ 
gaben für die in § 2 Abs. 5 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes 
genannten Meldezeiträume zu enthalten. 

(2) Die Meldung ist vierteljährlich jeweils bis 
zum Ablauf des auf den Meldezeitraum folgenden 
Kalendermonats zu erstatten. 

§ 4 

Die Meldung nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
ist zu erstatten, wenn innerhalb der ersten neun 
Monate des Kalenderjahres 

1. die eingeführten oder hergestellten Mengen der 
in § 1 des Gesetzes genannten Erdölerzeugnisse 
die Vorjahresmengen überschreiten oder 

2. Umstände eintreten, aus denen sich ergibt, daß 
die Mengen der Erdölerzeugnisse, die der Unter¬ 
nehmer für die in § 2 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes 
bezeichneten Zwecke im laufenden Kalenderjahr 
liefern oder verwenden wird, die Vorjahresmen¬ 
gen um mehr als 10 v. H. unterschreiten werden. 
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Die Meldung isl bis zürn Ablauf des Monats zu er¬ 
statten, der auf das Kalenderviertc]jahr folgt, in dem 
das in Satz 1 bezeichnete Ereignis eintritt. Die Mel¬ 
dung hat die in § 2 Abs. 1 Nr. I und Abs. 2 Nr. 1 
bezeichnelen Angaben für das laufende Kalender¬ 
jahr bis zum Ablauf des in Satz 2 bezeichneten 
K a 1 e n d e r V i e 1 1G1 j a h r e s z ii e n i. 1 1 a 11 e 1 1 . 

§ 5 

Die Meldungen sind nach cnnein Muster zu erstat¬ 
ten, das vom Bimdesaml. für gewerbliche Wirtschaft 
h e r a u s g e g c b c. n w i r d. 

§ 6 

Mengen und Ik^stände sind in Tonnen anzugeben. 


§ 7 

Die Verordnung über die Meldung der Bestände 
an Erdöl und Erdölerzeugnissen vom 11. Januar 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 63) wird aufgehoben. 

§ 8 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 19 des Ge^ 
setzes auch im Land Berlin, 

§ 9 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 29. Oktober 1975 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
ln Vertretung 
R ohwe dde r 
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Zweite Verordnung 

7m Änderung der Gleictistellungsverordnung 
Vom 29. Oktober 1975 


Auf Grund des § 24 Abs 1, § 30 Abs. i und 2 und 
§ 77 des Saatgulvorkehrsgeselzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Juni 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453) wird mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet; 


Artikel 1 

Die Gleichstciilungsverordnung vom 8. Dezember 
1972 (Bunde.sgosetzbl. T S. 2265), zuletzt geändert 
durch die Ändorungsverordnung vom 25. Oktober 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 2902), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. § 3 Nr. 4 (M'häIi to 1 gond e Fassung: 

„4. die Anerkennungen in den Fällen, der Anlage 3 
laufende Nummer 1 bis zum 30'. Juni 1976 
und in den Fällen der Anlage 3 laufende 
Nummern 2, 2i\ und 3 bis zum 30. Juni 1978 
erteilt worden sind." 

2. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer i erhallen die Spalten 3 und 4 
folgende Fassung: 

3 4 

Department of Agricul- FiitterkaliF 
ture, Canber.ra Gräser, landwirisdiaft- 

hche Leguminosen; 

Raps 

b) In Nummer 19 erhalten die Spalten 4 bis 6 
folgende Fassiiny: 

4 5 6 

Koggen; landwirtschaft- Basissaatgut, A.C 

1} che Leg u mi n 0 .sen; Raps, Z e i: i f i zirtes 
Schwarzer Senf, Rüb.sen, Saa:gut 
Sonnenblume, Lein, 

Mohn, Öl reit ich, 

Weißer Senf 

Mais E a si s s a a t. gut, B D 

Lbt, Zortifizier- 
G s Saatgut, Cer- 
‘i.i':caU Vetömag 
Klasse 1, Certifi- 
calt Vetömag 
.Klasse 2, Certifi- 
ealt Vetörnag 
Klasse 3 


3. In Anlage 3 wird hinter der laufenden Nummer 2 
folgende laufende Nummer 2 a eingefügt: 

12 3 4 


2 a Polen VVojewodzkich Inspek- 
toratöw Kontroli Mate- 
rialu Siewnego (WIKMS) 
fWojewodschaftliche In- 
spektorate für die Saat- 
gutkontrolle): 

— Biafystok 
— Bydgoszcz 
— Gdansk (Danzig) 

— Katowice (Kattowitzj 
— Kieke 

; — Koszalin (Köslin) 

—• Krakow 
— Lublin 
— Lodz 

— Olsztyn (Allenstein) 

( — Opoie (Oppeln) 

i •— Poznan 

( — Rzessöw 

— Szczecin (Stettin) 

— Warszawa 
— Wroclaw (Breslau) 

— Zielona Göra 
(Grünberg) 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
i und Forsten wird ermächtigt, die Verordnung über 
I die Gleichstellung von Anerkennungen und Zulas- 
I sungen von Saatgut in der geltenden Fassung mit 
] neuem Datum und neuer Nummernfolge in den An- 
I lagen bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 

1 des Wortlauts zu beseitigen, 

I 

I 

I Artikel 3 

I Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
j überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
^ gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 79 des Saatgut- 
i verkehrsgesetzes auch im Land Berlin. 

I 

I, Artikel 4 


Basispflanz¬ 
gut, Super¬ 
elite, Elite, 
Zertifiziertes 
Pflanzgut, 
Original 
Klasse A, 
Original 
Klasse B 


Rirnkelrübe, ZiKkecjübe Basissaatgut, ACF 
Z.ertifizierles 
Saatgut 


Artikel 1 Nr. 1 und 3 tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1975 in Kraft. Im übrigen tritt diese Verord¬ 
nung am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 29. Oktober 1975 


Der Bundes minister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
Rohr 



Nr. 12 \ .. Tag der Ausgabe: Eoüü, deu 5. November 1975 


2707 


Dreizehnte Verordnung 
zur Änderung der Pflanzenhesciiauverordniang 

Vom 29. Oktober 1975 


Auf Grund des § 4 Nr. I des Pflanzen.schutzgeset- 
zes in der Fassung der Bekaimtm^ichung vom 2. Ok¬ 
tober 1975 (BundesgeselzbL 1 S. 2591) wird mit ZU' 
Stimmung des Bimdesrates verordnet: 


Artikel 1 

Die Pflanzenbeschauverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11, Mai 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 477), geändert durch die Änderungs¬ 
verordnung vom 14. April 1972 (Bundesgesetzbl. I 

S. 601), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 4 wird der jetzige Wortlaut Absatz 1; fol¬ 
gender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Der PiJanzenschuizdienst kann 

1. die Einfuhr ohne die Entseuchung zulassen, 
soweit nach den Umständen, insbesondere der 
Befallsiage im Ursprungsland und der Jahres¬ 
zeit, keine Gefahr einer Einschleppung der 
San-Jose-Schildlaus besteht; 

2, zulassen, daß die Entseuchung an einem an¬ 
deren Ort als an der Einlaßstelle vorgenom- 
men wird, soweit hierdurch die Gefahr einer 
Einschleppung der San-Jose-Schildlaus nicht 
vergrößert wird.'" 

2. ln § ö Abs. 1 Satz 1 und 3 werden jew^eils die 
Worte „Pflanzenerzeugnisse'' und „Pflanzen¬ 
erzeugnissen" durch die Worte „Befallsgegeii- 
stände" und „Befallsgegenständen" ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 wird jeweils das 
Wort „Bindegrün" durch die Worte „anderen 
Pfianzentoilon zu Binde- oder Zier/wecken" er¬ 
setzt. 

4. Dem § 9 wird folgender Absatz 6 an gefügt: 

„(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann von der Untersuchung absehen, soweit 
nach den Umständen, insbesondere der Befalls¬ 
iage im Ursprungsland und der Jahreszeit, keine 
Gefahr einer Einschleppung der in den Anlagen 
I und 5 genannten Schadorganismeri besteht." 

5. § 14 A l.)s .2 N r.. 4 w i i'd ges t r ic iie ri. 


6. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer I Buchstabe A Nr, 3 wird vor der mit 
dem Wort „Coniothyrium" beginnenden Zeile 
foigeride Zeile eingefügt: 

„CeratocYstis ulmi (Buism.) Holländische 

C. Moreau Ulmen¬ 

krankheit"; 

b) in Ziffer I Buchstabe B Nr. 1 werden 

aa) hinter der mit dem Wort „Epichoristo- 
des" beginnenden Zeile folgende Zeile 
eingefügt: 

„Hylurgopinus Amerikanischer 

rufipes Eichh. Ulmensplintkäfer"; 

bb) hinter der mit dem Wort „Rhagoletis" 
beginnenden Zeile folgende Zeilen ein¬ 
gefügt: 

„Scolytus Kleiner Ulmen- 

multistriatus (Marsh.) splintkäfer 

Scoiytus scolytus (F.) Großer Ulraen- 

splintkäfer"; 

c| in Ziffer 11 Buchstabe B wird die mit dein 
Wort „Rhagoletis" beginnende Zeile gestri¬ 
chen. 

7. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 Buchstabe b erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„bj Zimmerpflanzen, Schnittblumen und an¬ 
deren Pflanzenteilen zu Binde- oder Zier¬ 
zwecken;" 

b) der Punkt am Ende der Nummer 9 wird durch 
ein Semikolon ersetzt; folgende Nummer 10 
wird angefügt: 

„10. Roh- und Schnittholz der Ulmen (Ulmus 
L.) mit Rinde," 

8. Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

a| Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Früchten, Samen, Zimmerpflanzen und 
Schnittblumen,"; 

b| in Buchstabe b wird das Wort „Bindegrün'' 
durch die Worte „anderen Pflanzenteilen zu 
Binde- oder Zierzwecken" ersetzt. 
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9. Anlage 4 wird wie folgt geändert; 

a) Ziffer V erhält folgende Fassung: 

,/V. Roh- und Schnittholz der Eichen (Quer- 
ciis L.) muß 

a) aus Gebieten stainmen, die frei von 
der Eichen welke (Endoconidiophora 
fagacearurn Bretz) sind, oder 

b) in entrindetem Zustand wirksam ge¬ 
gen die Eichenwelke entseucht wor¬ 
den sein."; 

b) Ziffer VI wird wie folgt geändert: 

aa) Die Bezeichnung „Prunus L.," wird ge¬ 
strichen ; 

bb) die Worte „ und Sorbus L." werden durch 
die Worte Sorbus L. und Stranvaesia 
Lindl." ersetzt; 

cc) das Wort „Biiidegrün" wird durch die 
Worte „anderen Pflanzenteilen zu Binde¬ 
oder Zierzwecken" ersetzt. 

10. Anlage 5 wird wie folgt geändert: 

a) In den Spalten I und 2 wird Nummer 1 ge¬ 
strichen,- 

b) in Spalte 3 werden die Worte „Trockene Hül- 
senfrüchte (Samen und Früchte von Cicer L., 
Lathyrus L., Lens MilL, Lupinus L., Phaseolus 
L., Pisnm L. und Vicia L.)," gestrichen; 

c) in dem Absatz hinter der Tabelle wird folgen¬ 
der Satz angefügt: 

„Ist in einem Laderaum bei der Untersuchung 
nach § 9 in Verbindung mit Anlage 6 Zif¬ 


fer III Nr. 2 Befall mit dem Khaprakäfer fest¬ 
gestellt worden, so sind alle in dem Lade¬ 
raum befindlichen Gegenstände Befalls¬ 
gegenstände." 

11. Anlage 6 Ziffer I wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird hinter den Worten „Pflan¬ 
zen aus" das Wort „Bulgarien," eingefügt; 

b) in Nummer 3 Buchstabe a werden hinter dem 
Wort „(Monocotyledoneae)" die Worte 

außer Gladiolen (Gladiolus [Tourn.] L.)," 
eingefügt; 

c) in Nummer 4 Buchstabe b werden die Zeilen 
„Schalenfrüchte mit grüner Schale oder grü¬ 
nem Fruchtbecher, 

Hagebutten (Rosa L.)," 
gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 29 des Pflanzen- 
schutzgesGtzes auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 
Nr. 6 Buchstaben a und b, Nr. 7 Buchstabe b, Nr. 9 
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb, Nr. 10 Buchstabe c 
und Nr. 11 Buchstaben a und b treten am 1. Januar 
1976 in Kraft. 


Bonn, den 29. Oktober 1975 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
Rohr 
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Verordnung 

über Inhalt, Form und Frist der Meldungen sowie das Meldeverfahren 
für die Krankenversidierung der Studenten 
(Meldeverordnung für die Krankenversicherung der Studenten — KVSMV) 

Vom 30. Oktober 1975 


Auf Grund des § 318 AIjs. 2 und des § 514 Abs. 3 
der ReichsversicherungsOrdnung wird mit Zustim¬ 
mung des Bundesrales verordnet: 

§ 1 

Unterrichtung der Studienbewerber und Studenten 

Die staatlichen und die .staatlich anerkannten 
Hochschulen haben Studienbewerber und Studenten 
über die Krankenversicherung der Studenten, die 
Befreiungsmöglichkeiten und das zur Durchführung 
des VersicherungsverhäUnisses von diesen einzu¬ 
haltende Verfahren durch Verteilung eines Merk¬ 
blattes zu unterrichten. Als Merkblatt ist das Muster 
der Anlage 1 zu verwenden. Studienbewerber sind 
auch von der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen zu unterrichten. 

§2 

Vorlage der Versicherungsbescheinigung 

vJeder Studienbewerber und jeder Student hat der 
Hochschule zur Einschreibung oder Rückmeldung 
eine Versicherungsbescheinigung einzureichen, 

§3 

Ausstellung der Versicherungsbescheinigung 

Die Versicherungsbescheinigung stellt der nach 
§ 4 zuständige Trägerder Krankenversicherung nach 
dem Muster der Anlage 2 aus. 

§4 

Zuständigkeitsregelung 

Für die Ausstellung der Versicherungsbescheini¬ 
gung sind zuständig; 

1. Für die nach § 165 Abs. 1 Nr. 5 der Reichsver¬ 
sicherungsordnung versicherten Studenten der 
für die Durchführung der Versicherung zustän¬ 
dige Träger der Krankenversicherung; 

2. für die nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
versicherungspflichtigen Studenten der Träger 
der Krankenversicherung, dessen Mitglied sie 
sind; 

3. für die nach § 165 Abs. 8 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung nicht versicherungspflichtigen, die nach 
§ 175 Nr. 1 in Verbindung mit den §§ 169, 172 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 oder 6 sowie die nach § 175 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung befreiten 
Studenten die Ortskrankenkasse ihres Wohnortes 
oder der Träger der K rankenversicherung, dessen 
Mitglied sie sind; 

4. für die nach den §§ 173 d, 175 Nr. 1 in Verbindung 
mit den §§ 173 a bis 173 c der Reichsversiche¬ 
rungsordnung und Artikel 3 § 1 Abs. 4 des Ge¬ 


setzes zur Änderung des Mutterschutzgesetzes 
und der Reichsversicherungsordnung vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 912) befrei¬ 
ten Studenten der Träger der Krankenversiche¬ 
rung, der die Befreiung ausgesprochen hat; 

5. für die nach § 175 Nr. 3 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung befreiten Studenten der Träger der Kran¬ 
kenversicherung, gegen den im Zeitpunkt der 
Ausstellung der Versicherungsbescheinigung An¬ 
spruch auf Familienkrankenpflege besteht. 

§5 

Unterrichtungspflicht der Krankenkassen 

Die Träger der Krankenversicherung haben die 
nach § 175 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung 
von der Versicherungspflicht befreiten Studenten 
bei der Ausstellung der Versicherungsbescheinigung 
auf das Ende des Anspruchs auf Familienkranken¬ 
pflege und auf das Beitrittsrecht nach § 176 b Abs. 1 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung hinzuweisen. 

§6 

Ausstellung der Versicherungsbescheinigung 
für privatversicherte Studenten 

(1) Für Studienbewerber und Studenten, die nach 
§ 173 d der Reichsversicherungsordnung von der 
Versicherungspflicht befreit und bei einem Kran¬ 
kenversicherungsunternehmen versichert sind, stellt 
das Krankenversicherungsunternehmen die Ver¬ 
sicherungsbescheinigung nach dem Muster der An¬ 
lage 4 aus. 

(2) Für Studienbewerber und Studenten, die sich 
nach § 173d der Reichsversicherungsordnung von 
der Versicherungspflicht befreien lassen wollen, 
bereitet das Krankenversicherungsunternehmen eine 
Versicherungsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 4 vor, auf der der zuständige Träger der 
Krankenversicherung die Befreiung bestätigt. 

§7 

Meldungen 

(1) Ist auf der Versicherungsbescheinigung nach 
§ 3 Versicherimgspflicht bescheinigt, teilt die Hoch¬ 
schule für jedes Semester dem Träger der Kranken¬ 
versicherung das Datum der Einschreibung oder 
Rückmeldung auf dem Vordruck nach dem Muster 
der Anlage 3 unverzüglich mit. 

(2) Wird eine Versicherungsbescheinigung nach 
§ 6 eingereicht, teilt die Hochschule für jedes Se¬ 
mester dem Krankenversicherungsunternehmen das 
Datum der Einschreibung oder Rückmeldung auf 
dem Vordruck nach dem Muster der Anlage 5 un¬ 
verzüglich mit. 
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(3) Di(' l'losc'i\('ini(jun(jiM{ luu h den Absätzen 1 und 
2 dürfen nur stdal.li(he oder siaallich anerkannte 
I lochseh ul (Mi (m lei lern. 

(4) Die llochscfuiie kann für die Meldungen nach 
den Absätzen I und 2 maschinell verwertbare Daten¬ 
träger vervvMmden, w(Min diese alle Angaben der 
Muster der Anlagen 3 und 5 emihalten und von den 
Frägern dci Krankenveusicherung oder den Kran- 
kmivcrsicheningsiiniernehmen, die die Versiche¬ 
rungsbeschei nigiing nach den Mustern der Anlage 2 
oder 4 ausgestellt oder vorbereitet haben, wie von 
diesen vorgesehen, rnaschiiudl ausgewertet wer¬ 
den koniKMi, in diesen Fätkm kann die Unterschrift 
en tfalUm. 

(5) Fhii 1 lochschulen, die keinem Seniestereinteilung 
haben, geltem als Semestc'i irn Sinne' dieser Verord¬ 
nung die Z(Mt vorn 1. April bis 30. September und 
V o rn 1. O k f o f) (' r bis 31. M ä r /. 

§8 

Meldung der Praktikanten 

Die Ausbildungssiätten haben den Beginn und 
das Ende der berrnlspraktischen Tätigkeit der nach 
§ 165 Abs. I Nr. 6 der Reichs Versicherungsordnung 


Bonn, den 30. Oktober 1! 

Der Bunde 
für Arbeit und 
Walter 


versicherten Praktikanten innerhalb von zwei Wo¬ 
chen dem zu ständigen Träger der Krankenversiche¬ 
rung zu melden. Die nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 1, 
2 oder 6 der Reichsversicherungsordnung versiche- 
ruiigspflichtigen Praktikanten haben der Ausbil¬ 
dungsstätte die Versicherungsfreiheit nachzuweisen; 
die dafür erforderliche Bescheinigung stellt der nach 
§ 4 zuständige Träger der Krankenversicherung auf 
Verlangen aus. 

§9 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
überlcitungsgesctzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) ln Verbindung mit § 11 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Studenten vom 
24. Juni 1975 (Bundesgesctzbl. I S. 1536) auch im 
Land Berlin, 

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 29. Juni 
1975 in Kraft. Die Muster nach den Anlagen 1 bis 5 
sind vom 1. Januar 1976 an zu verwenden. 


sminist er 

Sozialordnung 

Arendt 
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Anlage 1 


Krankenversicherung für Studenten 

Keine Einschreibung oder Rückmeldung ohne Nachweis des Krankenversicherungsschutzes 


1. Versicherungspflichtige Alle Studenten sind in der gesetzlichen Krankenversicherung ver¬ 
sichert. Ausnahmen siehe Nummern 4 und 5. 


2. Leistungen Sie erhalten als Leistungen unter anderem ärztliche und zahnärztliche 

Behandlung, Arznei- und Heilmittel, Krankenhauspflege, Brillen, Pro- 
Ihesen, Zuschüsse zum Zahnersatz, Früherkennungsuntersuchungen, 
Mutter.schaftshilfe, Familienhilfe für ihre unterhaltsberechtigten An¬ 
gehörigen, wenn diese nicht selbst versichert sind. 

3. Beiträge l^ie Beilräge für das Semester in Höhe von . A') DM (dies 

entspricht einem monatlichen Beitrag von DM) sind 

vor (J('r Finsdireibring oder Rückmeldung an die zuständige Kran¬ 
kenkasse zu zahlen. Die Krankenkassen können andere Zahlungs- 
w e i s e n v o r s c? h e n. 

Für nach dem BAföG geförderte Studenten erhöht sich der Bedarfs¬ 
satz um monatlich *) DM; sie bleiben deshalb in der Regel 

nur mit.*) DM monatlich belastet. Eine entsprechende 

Bescheinigung zur Vorlage beim Amt für Ausbildungsförderimg stellt 
die zuständige Krankenkasse auf Antrag aus. 

Privatversicherte Studenten erhalten die Bescheinigung zur Vorlage 
beim Amt für Ausbildungsförderung von ihrem Krankenversiche- 
rungsunternehrnen. 


4. Versicherungs- und a) Beitragsfrei bleiben Studenten, die in der gesetzlichen Kranken- 

Beitragsfreiheil Versicherung ihrer Eltern, Ehegatten oder sonstigen Unterhalts¬ 

verpflichteten mitversichert sind. Anspruch auf Familienhilfe be¬ 
steht für Kinder bis zum 25. Lebensjahr. Wenn sich die Ausbildung 
durch Wehr- oder Zivildienst verzögert, wird Familienhilfe für 
einen dem Dienst entsprechenden Zeitraum über das 25. Lebens¬ 
jahr hinaus gewährt. 

Mitversicherte Studenten, die verheiratet sind oder Kinder haben, 
müssen Beiträge zahlen, wenn der Ehegatte oder die Kinder nicht 
gesetzlich versichert sind. Studieren beide Ehegatten, ist in der 
Regel ein Ehegatte beitragsfrei, 

b) Ohne eigene Beitragsleistung bleiben Studenten versichert, die 
eine Rente der Rentenversicherung der Arbeiter oder der Ange¬ 
stellten oder der Bundesknappschaft beziehen. 

c) Versicherungsfrei sind unter anderem Beamte, Richter, Berufs¬ 
soldaten, Ruhegehaltsempfänger, Geistliche, Diakonissen, Ordens¬ 
schwestern und Personen, die auf Grund anderer Vorschriften von 
der Versicherung befreit sind. 

5. VersicherungsbeSreiung Wer einen Versicherungsvertrag mit einem Unternehmen der priva- 
bei privater Versicherung ten Krankenversicherung abgeschlossen hat, kann sich bis spätestens 

drei Monate nach Beginn des Semesters — oder wenn er sich nach 
Beginn des Semesters einschreibt oder rückmeldct — innerhalb von 
drei Monaten nach der Einschreibung oder Rückmeldung — von der 
Versicherungspflicht befreien lassen. 


') Fs isl. (l(‘i sich J('\v('ils -nis «loii <)os(-['/J:i(.hen Vorsdiriften orgcbtmde Betrag einzuselzen. 
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(>. Keine Einschreibung 
oder Rückmeldung 
ohne Nachweis des 
Krankenversicherungs¬ 
schutzes 


7. Welche Krankenkasse 
ist zuständig? 


Jeder Studien bewerber/Student muß sich vor der Einschreibung/ 
Rückmeldung mit der zuständigen Krankenkasse in Verbindung 
setzen, um eine Versicherungsbescheinigimg zu erhalten. 

Die Krankenkasse stellt dem Studienbewerber/Studenten eine Be¬ 
scheinigung darüber aus, 

— ob er versichert wird oder 

— ob er von der Krankenversicherung der Studenten befreit ist. 

Studienbewerber/Studenten, die bei einem Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung versichert und von der studentischen Kranken¬ 
versicherung befreit sind, erhalten eine Versicherungsbescheinigung 
von dem Unternehmen der privaten Krankenversicherung. 

Die Versicherungsbescheinigung ist mit den Unterlagen für die Ein¬ 
schreibung oder Rückmeldung der Hochschule vorzulegen. 

Solange die Versicherungsbesche inigung der Hoch¬ 
schule nicht vorliegt, darf die Rückmeldung für das 
Semester nicht angenommen oder der Studienbewerber 
nicht eingeschrieben werden. 

Um eine Unterbrechung des Versicherungsschutzes zu verhindern, 
muß sich der Student spätestens innerhalb eines Monats nach Beginn 
des Semesters rückmelden. 


Für die Ausstellung der Versicherungsbescheinigung sind folgende 
Krankenkassen zuständig: 

a) Für Studenten, die in der Krankenversicherung pflichtversichert 
sind, 

— die Ortskrankenkasse des Wohnortes oder 

— die Ortskrankenkasse des Hochschulortes, 

— die Krankenkasse, bei der sie zuletzt Mitglied waren oder bei 
der für sie zuletzt Anspruch auf Familienhilfe bestand, 

— eine Ersatzkasse für Angestellte, wenn sie die Mitgliedschaft 
bei dieser gewählt haben. 

b) Für Studienbewerber/Studenten, für die Anspruch auf Familieii- 
hilfe besteht (vgl. Nummer 4 a), ist die Krankenkasse zuständig, 
bei der der Anspruchsberechtigte (Eltern, Ehegatte oder sonstige 
Unterhaltsverpflichtete) versichert ist. 

c) Ist der Studienbewerber/Student bereits auf Grund anderer Vor¬ 
schriften in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtver¬ 
sichert (zum Beispiel, weil er eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung bezieht), ist die Krankenkasse zuständig, bei 
der er bereits versichert ist. 

d) Für Studienbewerber/Studenten, die bei einem Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung versichert sind und sich von der 
Krankenversicherung der Studenten befreien lassen wollen, die 
Ortskrankenkasse ihres W^ohn- oder Studienortes. Die Versiche¬ 
rungsbescheinigung stellt das Unternehmen der privaten Kranken¬ 
versicherung aus, wenn die Befreiung bereits ausgesprochen ist. 
Für Studienbewerber/Studenten, die sich befreien lassen wollen, 
bereitet das private Krankenversicherungsunternehmen die Ver¬ 
sicherungsbescheinigung vor, auf der die zuständige Krankenkasse 
die Befreiung bestätigt 

e) Für Studienbewerber/Studenten, die bereits einen Bescheid über 
die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung aus sonstigen Gründen besitzen, die Kran¬ 
kenkasse, die den Befreiungsbescheid erteilt hat. 

f) Für Beamte, Richter, Berufssoldaten, Ruhegehaltsempfänger, Geist¬ 
liche, Diakonissen, Ordensschwestern, die studieren oder studieren 
wollen, die Ortskrankenkasse ihres Wohnortes oder die Kranken¬ 
kasse, bei der sie bereits versichert sind. 
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8. Wer kann sich freiwillig 
versichern? 


9. Wer informiert über die 
Krankenversicherung ? 


Als zuständige Krankenkassen kommen außer den Ortskrankenkassen 
und den Ersatzkassen die Betriebskrankenkassen, die Innungskran¬ 
kenkassen, die landwirtschaftlichen Krankenkassen, die Bundesknapp¬ 
schaft und die See-Krankenkasse in Betracht. Die Anschriften der 
Krankenkassen können bei den Gemeinden und den Versicherungs- 
ämtern der Städte und Landkreise erfragt oder aus den Telefon¬ 
büchern ersehen werden. 


Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung können sich unter 
den Satzungsbedingungen der jeweiligen Krankenkasse versichern: 

a) Studienbewerber, denen zu Beginn des Semesters von der Zentral¬ 
stelle für die Vergabe von Studienplätzen noch kein Studienplatz 
zugewiesen worden ist, 

b) Teilnehmer an studienvorbereitenden Sprachkursen oder Studien¬ 
kollegs, 

c) Studenten, für die der Anspruch auf Familienhilfe erlischt, inner¬ 
halb eines Monats nach dem Erlöschen des Anspruchs, 

d) Studierende an ausländischen wissenschaftlichen Hochschulen, 
wenn sie in den letzten 5 Jahren ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Bundesgebiet oder in Berlin gehabt haben. 

Freiwillig kann sich innerhalb eines Monats nach dem Ende seiner 
Versicherung in der studentischen Krankenversicherung weiter ver¬ 
sichern, wer sich wegen der Meldung zur Prüfung exmatrikuliert. 


Dieses Merkblatt kann nur eine allgemeine Information sein. Nähere 
Auskünfte über die Krankenversicherung der Studenten erteilen die 
Krankenkassen und die Versicherungsärnter der Städte und Land¬ 
kreise. 
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Anlage 2 


NcHric, Ansclirill (und UnLurschritt) der Krankenkasse 


Diese Bescheinigung ist mit den Un¬ 
terlagen für die Einschreibung oder 
Rückmeldung der Hochschule einzu¬ 
reichen. 


Datutn: 

Versicherungsbescheiniguug für das Sommer-/Wintersemester 19 


II(ur7l 

rau Naiiu 

, Vorname 

Postloi 

t/ahl, Wolmort, Sl 

raßc!, Haiisniimnier 


[1 ist/wird nach § 165 Abs. 1 Nr. 5 RVO bei unserer Krankenkasse pflichtversichert; die beitrags¬ 
rechtlichen Verpflichtungen sind erfüllt. 

□ ist/wird nicht versicherungspflichtig nach § 165 Abs. 1 Nr. 5 RVO. 

(Zuircdlendes bitte ankrcuizen) 


Versicherten-Nr. (Geb. Datum) 


Lesezone 


Anlage 4 


Name, Ansdirilt (und Unterschrift) der/des 

Kra n k e n k a ssc' / Kranke n ve r s i eher ungsunternehmens 


Dal um: 

Versicherungsbescheiniguug für das Sommer-/Wintersemester 19 

I 1 lorr/ritiu Name, Vorname 


Postleilzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer 


D (vom Krankenversicherungsunternehmen anzukreuzen) 

ist nach der uns vorliegenden Bescheinigung der zuständigen Krankenkasse nach § 173 d RVO von 
der Versicherungspflicht befreit. 

[ j (von der Krankenkasse anzukreuzen) 

wurde nach § 173 d RVO von der Versicherungspflicht befreit. 


Versichc:rtcm-Nr. (Geb. Datum) 

Lesezone 


Diese Bescheinigung ist mit den Un¬ 
terlagen für die Einschreibung oder 
Rückmeldung der Hochschule einzu¬ 
reichen. 
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Anlage 3 


Stempel und Unterschrift der Hochschule 


Meldung für die Krankenkasse 

— nur bei Versicherungspflidit — zum Sommer-ZWintersemester 19 

I Herr/Frau Name, Vorname 


Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer 


ist für das obengenannte Semester eingeschrieben oder rückgemeldet worden am 


Versidierten-Nr. (Geb. Datum) 


Lesezone 


(Rückseite) 


Absender: 

(Hochschule) 


Rückantwort 


(Anschrift der Krankenkasse) 
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Anlage 5 


Najnc, {und Unl.cusdn ill) der/des Stempel und Unterschrift der Ifodisdiule 

K ran kcnik assr' / K i a riken v (.ns i ehern nejsunterneh mens 


Meidling für das Kiaiikenvcrsiehenungsunternelimeß zuin Sommer-/Wintersemester 19 


11t'n/lT.m 


Voiniijuo 

PoslU'i j7..ili 1, 

VVoliiioiL Sh 

.ißc, 1 l.uisniimin(.*r 


11 ist nach der uns vorliegenden Bescheinigung der zuständigen Krankenkasse nach § 173 d RVO von 
der Versicherunejspflicht befreit. 

[ J wurde nach § 173 d RVO von der Versichenmgspflicht befreit. 

ist für das obengenannte Semester eingeschrieben oder rückgemeldet worden am 


Vcrsidiertcn-Nr. (Geb. Datum) 

Lesezone 

(Rückseite) 


Absender: 

(Ilochsduile) 

Rückantwort 


(Anschrift des 

Krankenversicherungsunternehmens) 


Erläuterungen zu den Mustern der Anlagen 2 bis 5 

1 . Die Besdieinigungen nach den Anlagen 2, 4 und 5 sind von der Krankenkasse oder dem 
Krankenversicherungsiinternehmon mit Unterschrift zu versehen, wenn sie nicht mit automa¬ 
tischen Einrichtungen erstellt werden. 

2. Die Angaben über Semester, Name, Vorname, Anschrift und Versicherten-Nr. (Geburtsdatum) 
haben die Träger der Krankenversicherung auf die Anlage 3 und das Krankenversicherungs¬ 
unternehmen auf die Anlage 5 durchzusebreiben. 

3. Die Bestätigung der Befreiung nach § 173 d RVO ist auf die Anlage 5 zu übertragen. 
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Verordnung 

über den Nachweis, die Zahlung und die Abrechnung des Bundeszuschusses 
nach § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die Krankenversicherung der Studenten 
(Bundeszuschußvei Ordnung für privatversicherte Studenten — BZV] 

Vom 30, Oktober 1075 


Auf Grund des § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Studenlen vom 24. Juni 
1975 (Bundesgeset/bl. I S. 1536) wird im Einverneh¬ 
men mit dem Bimdesminister der Finanzen und mit 
ZustiTrimung des ßiindesrales verordnet: 

§ 1 

Abrechnuiigszeitraum, Nachweise 

il) Krankeriversicherungsunternehmen, an die 
Bundesziischüsse nach § 8 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Studenten zu zahlen sind, 
erstellen jährlich für die Zeit vom L April bis 
31. Marz (Abrechnungszeitraum) einen Nachweis 
über die bei ihnen versicherten Personen, die An¬ 
spruch auf den Bundeszuschuß haben. 

(2) ln den Nachweis nach Absatz 1 dürfen Per¬ 
sonen, die nach § 8 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Studenten Anspruch 
auf den Bundeszuschuß haben, erst aufgenommen 
werden, wenn sie die das Studium abschließende 
Prüfung abgelegt oder die Meldung zur Prüfung zu¬ 
rückgezogen haben. Praktikanten, die nach § 8 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Krankenver¬ 
sicherung der Studenten Anspruch auf den Bundes¬ 
zuschuß haben, dürfen in den Nachweis erst auf¬ 
genommen werden, wenn sie die berufspraklische 
Tätigkeit beendet haben. 

(3) Der Nachweis enthält folgende Angaben: 

1. Name und Vorname des Anspruchsberechtigten, 

2. Versicherungsnummer des Anspruchsberechtig- 
len oder — falls nicht vorhanden — sein Geburts¬ 
datum, 

3. vom Anspruchsberechligten zu zahlender monat¬ 
licher Beitrag, 

4. Versicheriingszeiträum, für den Anspruch auf 
den Bundeszuschuß besteht, in Kalendermonaten 
und Tagen je Anspruchsberechtigten und 

5. Gesamtbetrag der Bundesziischüsse im Abrech- 
nungszeitraum. 

Bei der Berechnung der Biindeszuschüsse wird der 
Monat zu 30 Tagen gerechnet. Der an ein Kranken- 
versicherungsunternehmen zu zahlende Gesamtbe¬ 
trag der Bundeszuschüsse ist auf volle Monatsbe¬ 
träge abzurunden. 

(4) Der Nachweis ist mit der Erklärung des Kran- 
keiiversicherungsunternehmGiis zu versehen, daß er 
vollständig und richtig aiifgcstellt worden ist und 
daß dem Krankenversicherungsunternehmen die in 
§ 5 Abs. 1 genannten Belege und Unterlagen vor¬ 


liegen. Der Nachweis ist von mindestens einem un¬ 
eingeschränkt Vertretungsberechtigten des Kran¬ 
kenversicherungsunternehmens zu unterschreiben. 

(5) Das Krankenversicherungsunternehmen hat 
eine Zweitausfertigung des Nachweises als Beleg 
aufzubewahren. Absatz 4 gilt auch für die Zweitaus¬ 
fertigung. 

§ 2 

Zahlung der Bundeszuschüsse 

Die Krankenversicherungsunternehmen reichen 
die Nachweise dem Bundesversicherungsamt ein. 
Das Bundesversicherungsamt stellt vorbehaltlich 
einer späteren Nachprüfung die Bundeszuschüsse 
fest und überweist den Betrag dem Krankenversiche¬ 
rungsunternehmen. Überzahlungen sind dem Bun¬ 
desversicherungsamt von dem Krankenversiche¬ 
rungsunternehmen zu erstatten. 

§ 3 

Abschlagsauszahlimgen 

Das Bundesversicherungsamt überweist für die 
ersten drei Kalendervierteljahre des Abrechnungs¬ 
zeitraums vierteljährlich nachträglich den Kranken¬ 
versicherungsunternehmen Abschlagsauszahlungen 
in Höhe von 23 vom Hundert der Summe der zuletzt 
abgerechneten Bundeszuschüsse, jedoch nicht vor 
Eingang der Abrechnung über den zuletzt abgelau¬ 
fenen Abrechnungszeitraum. Die Abschlagsauszah- 
hmgen sind mit den für den Abrechnungszeitraum 
zu zahlenden Bundeszuschüssen zu verrechnen. 

§ 4 

Übergangsregelung für die Abschlagsauszahlungen 

(1) Für jede Person, für die am 1. November 1975 
Anspruch auf den Bundeszuschuß nach § 8 des Ge¬ 
setzes über die Krankenversicherung der Studenlen 
besteht, überweist das Bundesversicherungsamt 
nachträglich für das vierte Kalendervierteljahr 1975 
als Abschlagsauszahlimg 35 Deutsche Mark. Als 
Nachweis genügen die Angaben nach § 1 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3. Die Abschlagsauszahlung ist mit den für 
den am 31. März 1976 endenden Abrechnungszeit¬ 
raum zu zahlenden Bundeszuschüssen zu verrech¬ 
nen. 

(2) Für den Abrechnungszeitraum vom 1. April 
1976 bis 31. März 1977 betragen die nach § 3 zu lei¬ 
stenden Abschlagsauszahlungen 46 vom Hundert 
der Summe der für den am 31. März 1976 endenden 
Abrechnungszeiträum zu zahlenden Bundeszuschüsse. 
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§ 5 

Bei ege, A ii ibe w a b r n ng spilicht 

(1) \)\o KrcinkcMivc!siclu'i ungsunUniiehniea haben, 
folgende Belege lür jede7i An.s])riic:bsbere(:htigte]:i 
prüffähig zur Vcnfügimg zu heilten: 

1. ülxrr (}!(' Befr('iung ncu lt § 173 d der Reichsver- 
sieherungsordirung, 

2. Tiber (Bis B(‘sle!ten (‘inch \/ersicheriingsverüages 
mit (h^r V'erpfl iclit un(|, monatlich miiideslens 
einen Beitrag in I lohe dr^s in § 381 a Abs, 1 der 
R i {.; f l s V (M's i c! i e r u n g s o i' (I n 111 > g g (^ 11 a i v n I e n 1^ e l r a g e s 
■/n zahlen, 

3. a) üb('r die hiiiseii t cdbnng <Tls Student einer staat¬ 

lichen odc'T slacdlic it anerkannten Ilochschule; 
hierfür muh für jedes Scmu^stc^r eine Beschei¬ 
nigung McK h § 7 Al>^. 2 odoE 4 dm Ndeldever- 
ordnuiH] lür dit' K i cudscmversicTEernng der 
Studcmi.en \or! ic'CUMi; oder 

1)) ü!)('!' die Ndrddiiiuj zu, der das StiKÜinn ab- 
scli!i('h(Muh.'ii Ihüfumi und Td)er das Ablegen 
der Rrüfung odrn ednn' die Rücknalirne der 
Meddung zu dierser thtihüigf odevr 
e) üiier Begiiut und Imde der in der Studien- 
oder fh'ütungsordnung vorgesehriebeiien be- 
rn Lspra k 1 i sc'hem d'ü! igkcdl, 

Lieg! lür (dntm cnngc'schric'bcmcMi Studenten die Be¬ 
scheinigung nach § 7 AJis. 2 oder 4 dei' .NJeldever- 
ordnung für d ie K istn k o.n verrs\c fleru,ng der Studenten 
nicht vor, ist (diie SUidienbesclicinigiing der staat¬ 
lichen oder slaatlich anerkannlen Hochschule als 
B e 1 eg z iir V(3 r f üg n 1 1 g zu lia] t o. n. 


(2) Die Krankenversicherungsunternehmen haben 
die in Absatz 1 genannten Belege sieben Jahre auf- 
zubcwahren und zur Prüfung bereit zu haften. 

§ 6 

Prüfung 

(1) Das Bundesversicherungsamt prüfl bei den 
Krankenversicherungsunternehmen die Richtigkeit 
der Nachweise über die vom Bund zu zahlenden 
Bundeszuschüsse und die Unterlagen, aus denen der 
Anspruch auf die BuncieszuSchüsse horgcleitet wird. 

(2) Das Bundes versicherungsamt kann verlangen, 
daß ihm anstelle der Prüfung nach Absatz 1 die dort 
bezeiebneten Unterlagen zur Prüfung übersandt wer¬ 
den, 

(3) Das Prülungsrecht des Bundesrechnungshofs 
bleibt unberührt. Er kann verlangen, daß ihm. an- 
stelJe einer örtlichen Prüfung die in Absatz 1 be- 
zcic'hneton Unterlagen übersandt werden. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über¬ 
lei tungsge setz es vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 11 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Studenten vom 
24. Juni 1975 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1536) auch im 
Land Berlin. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep¬ 
tember 1975 in Kraft. 


Bonn, den 30. Oktober 1975 


Der Bundes minister 
f ü t' Arbeit und S o z i a 1 o r d n u n g 
Walter Arendt 
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